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Mittheilungen aus der Praxis: 


Zur Frage des Erlöſchens eines gepachteten Gemeindejagdrechtes bezüglich jener 
zum Gemeindejagdgebiete gehörigen Grundparcellen, welche noch während 


des Beſtandes des Jagdpachtvertrages Theile eines Eigenjagdgebietes gewor⸗ 


den ſind. — Es widerſpricht der auf Erhaltung einer gewiſſen Stabilität 
der jagdlichen Verhältniffe abzielenden Tendenz der beſtehenden Jagdgeſetz⸗ 
gebung, daß fich der Pächter einer Gemeindejagd im Falle des Eintrittes 
oder der ſpäteren Geltendmachung der Bedingungen des § 5 des Jagd—⸗ 
patentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, eine entſprechende Be⸗ 
ſchränkung ſeines Jagdrechtes gefallen laſſen nritife, 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die üſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
1 


Am 22. Mai 1867 verſammelte ſich der Reichsrath, um nach 
den Worten der Thronrede dem Abkommen mit den Ländern der 
ungariſchen Krone ſeine Zuſtimmung zu ertheilen. Daß er nicht daran 
dachte, ſeine Zuſtimmung in weſentlichen Punkten zu verweigern, zeigte 
ſeine Adreſſe, welche die Wiederherſtellung der ungariſchen Verfaſſung 
als eine unverrückbare Thatſache anerkannte. 

Am 16. Juli wurde durch das Deputationsgeſetz der Weg der 
Verhandlung mit dem ungariſchen Reichstage eröffnet. Hiernach ſollte eine 
Deputation des Reichsrathes, beſtehend aus 5 Herrenhaus- und 10 Ab- 
geordnetenhausmitgliedern, mit einer Deputation des ungarischen Reichs— 
tages die bezüglichen Berathungen pflegen In dieſem Geſetze lag aber 
noch weit mehr, als die in den Vordergrund geſtellte Abänderung der 
Geſchäftsordnung, es war in demſelben bereits die principielle An— 
erkennung der Parität der beiden Reichshälften und des darauf baſirten 
Inſtitutes der Delegationen enthalten. 

Der Grundſatz des Dualismus beherrſchte daher auch die ganze 
Action, als der Reichsrath nach Schluß der Deputationsverhandlungen 
zur Löſung der Verfaſſungsfrage im Ganzen und Großen ſchritt. 

Von dieſem durch die Verhältniſſe angewieſenen Standpunkte 
löſten ſich viele Schwierigkeiten ganz einfach, welche für die Februar⸗ 
verfaſſung kaum überwindlich geweſen waren. Von nun au gab es in 
der That nur einen, nicht einen engeren und einen weiteren Reichs- 
rath, denn die territoriale Competenz des Reichsrathes war nach Abzug 
der Länder der ungariſchen Krone und Venedigs von ſelbſt gegeben. Auf 
der Baſis des Reichsrathes mußte ferner wohl der Organismus zur Behand⸗ 
lung der gemeinſamen Angelegenheiten erſt errichtet werden, aber die Natur 
ſowie Competenz desſelben war durch den XII. Geſetzartikel Ungarns 
von 1867 vorher beſtimmt. 


Mit dieſer Umbildung der Verfaſſung auf dualiſtiſcher Grundlage 
ging das Beſtreben parallel, die Verfaſſung mit denſelben freiheitlichen 
Garantien zu umgeben, deren ſich die ungariſche Verfaſſung erfrente. 
Die „Freiheit wie in Ungarn“ verſchaffte vor Allem dem Rechte jähr⸗ 
licher Steuer- und Recrutenbewilliguug Eingang in das Grundgeſetz 
über die Reichsvertretung; der Reichsrath ſoll von nun an nicht nur 
alljährlich, ſondern, wo möglich, in deu Wintermonaten berufen werden, 
das Abgeordnetenhaus wählt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt aus ſeiner Mitte. 

Desgleichen lag „es ſehr nahe, bei der nenen Redaction des 
Grundgeſetzes die bis dahin ſchon geſchaffenen Ergänzungsgeſetze auf- 
zunehmen und die ſeither in dem politiſchen Leben zu Tage getretenen 
Zweifel zu löſen. 

Erſteres gilt von dem Immunitätsgeſetze, welches mit feinen 
Normen bezüglich der Reichsrathsmitglieder vollinhaltlich Aufnahme 
fand, von den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung über die Beſchluß— 
fähigkeit, das Interpellations- und Unterſuchungsrecht beider Häuſer und 
vor Allem von dem § 13, welchen das Parlament, ohne die Verfaſſungs— 
reform im Ganzen abzuwarten, ſofort nach ſeinem abermaligen Zu— 
ſammentritte in ſeinem Sinne reformirt hatte und der nun als § 14 
in dem neuen Reichsrathsſtatute ſeine Stelle fand. 


Was den zweiten Geſichtspunkt betrifft, ſo kann nunmehr 
Niemand gleichzeitig Mitglied beider Kammern ſein, bedürfen die in 
das Abgeordnetenhaus gewählten öffentlichen Beamten und Functionäre 
zur Ausübung ihres Mandates keines Urlaubes, wird das Präſidium 
für die Dauer der Seſſion beſtellt, iſt die Anweſenheit der Miniſter 
im Parlamente nicht nur ihr Recht, ſondern ihre Pflicht, hat der 
Reichsrath ausdrücklich das Recht der Adreſſe und Reſolution. 

Bis hieher führte die Wiederherſtellung der ungariſchen Verfaſſung, 
die Parität, das Streben nach Vollſtändigkeit der Codification; was 
aber darüber hinaus lag, das ſollte nach der Anſicht der Parlaments— 
majorität ferne gehalten werden, um nicht ſchlummernde Geiſter zu 
wecken. 

Das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes war nach Ausſcheidung 
der Länder der ungariſchen Krone auf 203 Mitglieder zuſammen⸗ 
geſchrumpft, alſo auf eine kleinere Zahl, als z. B. die Mitgliederzahl 
des böhmiſchen Landtages, die Loslöſung der Reichsvertretung von den 
Landtagen war gerade aus jener Partei heraus vielfach verlangt wor— 
den, welche jetzt die Verfaſſungsreſorm durchzuführen hatte, trotzdem 
widerſtand die Majorität conſequent der Verſuchung, an der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichsrathes zu rütteln. 


Man mußte zufrieden ſein, die Reichsvertretung aus den Wogen 
der Siſtirung gerettet zu haben. Die Stellung und Macht derſelben zu 
erweitern, beſaß man nicht die Kraft; im Gegentheile, die Reichsver— 
tretung konnte nur erhalten werden, indem man den autonomijtiichen 
Strebungen, obwohl dieſe zum Theile nur im paſſiven Widerſtande 
gegen den Reichsrath zu Tage traten, das Competenzprincip des 
Februar zum Opfer brachte. 
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Die Anſchauung des Octoberdiploms errang jetzt wenigſtens zuerfannte Sphäre ihnen auch unentziehbar eigen ſei oder ob die 


inſoweit den Sieg, als die taxative Aufzählung der Agenden des 
Reichsrathes zum Grundſatze erhoben und in den Wirkungskreis der 
Landtage Alles verwieſen wurde, was nicht ausdrücklich durch das 
Grundgeſetz dem Reichsrathe vorbehalten blieb. 

Dieſe Competenz iſt bekanntlich in 14 Punkten zuſammengefaßt 
und in dieſen hat man allerdings durch weitgehende Taxation des 
reichsräthlichen Wirkungskreiſes feſtzuhalten geſucht, was ſich noch 
retten ließ. Agenden des vernichteten Geſammtreichsrathes fielen jetzt dem 
neuen Reichsrathe zu, wie die Militärpflicht und die finanziellen und 
volkswirthſchaftlichen Fragen, es wurde der Grundſatz feſtgehalten, daß 
die Conſtituirung des Reiches durch die Fixirung der gemeinſamen An⸗ 
gelegenheiten und der Art ihrer Behandlung Seitens des Reichsraths erfolgen 
müſſe, und auch von der früheren Competenz des engeren Reichsrathes 
blieben die wichtigſten Gegeuſtände gewahrt. 

Allein trotzdem läßt es ſich nicht läugnen, daß die Competenz 
der Landtage nicht nur eine formelle, ſondern auch eine unmittelbar 
wirkſame, materielle Erweiterung erfahren hat. Den Landtagen ſteht 
z. B. ſeit 1867 die geſammte Gemeindegeſetzgebung ausſchließlich zu, 
bedeutſame Zweige des Unterrichtsweſens, ſo der techniſche Unterricht 
bis zur Hochſchule hinauf, find der Landesgeſetzgebung vollſtändig über- 
wieſen, in jenen des Gymnaſiums und der Volksſchule hat fie 
wenigſtens einen grundgeſetzlich anerkannten Einfluß, eine Menge von 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen fällt nun in die landtägliche Legislative, 
ohne daß man erſt zu einer Auslegung des ſchwankenden Begriffes der 
Landescultur zu greifen genöthigt wäre. 

Das Urtheil über die Richtung dieſer Verfaſſungsconſtruction 
wird natürlich verſchieden lauten, je nachdem man für die öſterreichiſchen 
Länder ein größeres oder geringeres Maß der Centraliſation für 
wunſchenswerth hält. Es iſt daher ſehr begreiflich, daß der Widerſpruch 
Seitens aller Jener nicht gefehlt hat, welche die unter dem Abſolutismus 
errungene und 1861 noch größtentheild gewahrte Staatseinheit nicht 
aufgeben wollten. 

Wir können auch nur beipflichten, wenn man die unſpyſtematiſche, 
widerſpruchsvolle Art verdammt, in der zum Zwecke der Feſtſtellung der 
Competenzen zuſammenhängende Gebiete zerriſſen wurden, nicht um dem 
natürlich Verwandten ſeine Heimſtätte zu ſicheru, ſondern, um auf 
jedem Gebiete, ſei es mit, ſei es ohne Grund, ein Compromiß der 
Anſprüche des Reichsrathes und der Landtage zu erſtreben. Wir brauchen 
zu dieſem Zwecke wohl blos auf die Theilung der Geſetzgebung in 


Grundbuchsſachen und auf dem Gebiete des Unterrichtsweſens zu 
verweiſen. 
Was wir aber für unmöglich halten, iſt der Verſuch, einer 


unbequemen, ja vielleicht auch unglücklichen geſetzlichen Löſung durch 
eine Wortinterpretation zu entgehen und dem Reichsrathe nach wie vor 
die Geſetzgebung in allen gemeinſamen Angelegenheiten der öſterreichiſchen 
Länder zu vindieiren. Wenn man die Verfaſſungsreviſion von 1867 
im hiſtoriſchen Zuſammenhange der Dinge beurtheilt, dann ſcheint uns 
die Abſicht der Geſetzgebung unverkennbar, den ſeit dem Octoberdiplom 
unausgeglichenen Conflict der Landtags- und Reichsrathscompetenz 
durch eine, ſei es ſcheinbare, ſei es wirkliche, Erweiterung der Land— 
tagscompetenz zum wenigſtens momentanen Abſchluß zu bringen. “) 
Eine theoretiſch mögliche und zugleich praktiſch wichtige Frage 
iſt unſeres Erachtens nur die, ob die den Landtagen ſeit 1867 


Mit dieſer Auffaſſung ſteht es nicht im Widerſpruche, daß die Reichs- 
rathscompetenz in einigen Punkten jetzt weiter gezogen werden ſollte, als es nach 
der Februarverfaſſung geſchehen war Lag hier überhaupt eine beſtimmte Abſicht 
vor, ſo war es ganz gut möglich, daß man eben wegen der grundſätzlichen 
Competenzverrückung jetzt gewiſſe Punkte nicht für immer preisgeben wollte. 

Die fraglichen Beſtimmungen finden ſich in lit. d, t, h von $ 11. Dem 
Reichsrathe ſoll nun die Geſetzgebung über das Telegraphen-, Poſt⸗ und Eiſen⸗ 
bahnweſen überhaupt, nicht blos über die „Grundſätze“ desſelben zuſtehen; die 
Medicinal⸗ und Seuchengeſetzgebung wird jetzt unter den Agenden des Reichs⸗ 
rathes genannt, während bisher auch die Landesgeſetzgebung ſich auf dieſem 
Gebiete bethätigt hatte; dem Reichsrathe iſt nun die Regelung der confeſſionellen 
Angelegenheiten ganz allgemein vorbehalten, während nach den Landesordnungen 
die Competenz der Landtage zu näheren Anordnungen in Kirchenangelegenheiten 
innerhalb der Grenzen der allgemeinen Geſetze ausdrücklich anerkannt iſt. 

Was die beiden erſteren Punkte betrifft, ſo iſt die Möglichkeit dieſer 
Erweiterung der Reichsrathscompetenz uns nicht zweifelhaft. Schwierig iſt der 
dritte Punkt, weit hier eine Derogirung der Landesordnungen in Frage kommt; 
die Sache iſt aber wenig praktiſch, da auch nach letzteren die Landtagscompetenz 
in Kirchenangelegenheiten nur eintritt, wenn die allgemeinen Geſetze Raum zu 
derſelben laſſen. 


Landtage nicht durch die Reichsgeſetzgebung wieder auf den durch die 
Landesordnungen gegebenen Boden beſchränkt werden können, wie ſie 
durch die Reichsgeſetzgebung über dieſen hinausgehoben worden ſind. 
Wenn die Löſung dieſer Frage im Sinne der Reichscompetenz erfolgt, 
dann wird die nothwendige Folge noch immer nicht die Rückkehr zu 
dem Standpunkte von 1861 ſein, ja, es wird ſogar das der Grenzbeſtim⸗ 
mung von 1867 zu Grunde liegende Princip wirkſam bleiben können, 
aber eine klare, logiſche Markirung der Grenzlinien wird ſich dann 
hoffentlich als Frucht der Erfahrung im beiderſeitigen Intereſſe ergeben. 

Neben dieſer Reconſtruction der öſterreichiſchen Reichsvertretung 
hatte das Jahr 1867 aber noch eine größere Aufgabe zu löſen, näm⸗ 
lich den Organismus zur Behandlung der gemeinſamen Angelegenheiten 
Oeſterreichs und Ungarns zu ſchaffen. Die Abſicht der Februarverfaſſung, 
eine einheitliche Volksvertretung für die geſammte Monarchie ins Leben 
zu rufen, war geſcheitert, aber auch der ſtarre Iſolirungsſtandpunkt 
Ungarns kam trotz der Wiederherſtellung der ungariſchen Verfaſſung 
nicht zum Siege. Die Exiſtenz gemeinſamer Angelegenheiten für Oeſter— 
reich und Ungarn wurde anerkannt und dies führte mit Nothwendigkeit 
dazu, den Volksvertretungen der beiden Reichshälften durch ein neues 
Medium auch auf dieſe Angelegenheiten einen Einfluß zu verſchaffen. 

Dieſes Medium wurde gefunden in den Delegationen. 

Der dualiſtiſchen Grundlage der Verfaſſung entſprechend ſind die 
Delegationen kein gemeinſamer Vertretungskörper, fordern lediglich Aus- 
ſchüſſe des Reichsrathes und des ungariſchen Reichstages, welche in 
getrennter Verſammlung verhandeln, bis eine Vereinbarung erfolgt. 
Eine gemeinſame Verſammlung kann nur im Falle eines dreimal frucht⸗ 
los erfolgten Schriftenwechſels ſtattfinden und auch da nicht zum Zwecke 
der Verhandlung, ſondern nur zum Zwecke der Abſtimmung. So 
unentwickelt das Weſen dieſer Inſtitution aber auch ſein mag, die 
Möglichkeit iſt gegeben, die zwei Vertretungskörper durch die Concen— 
tration in einem Collegium zu einem einheitlichen Willen zu vereini— 
gen, und damit iſt im Principe ein unitariſcher Gedanke von der 
größten Tragweite anerkannt. 

Es verſchlägt auch nichts, daß die Delegationen eine legislative 
Competenz im ſtrengen Wortſinne nicht beſitzen. Die Delegationen üben 
allerdings in der Hauptſache nur das Recht der Budgetbewilligung und 
Controle auf dem Gebiete des Auswärtigen, des Krieges und der 
Reichsfinanzen, es iſt aber damit doch in Fragen von der einſchneidend— 
ſten Wichtigkeit die Möglichkeit der Majoriſirung einer Reichshälfte 
durch die andere zugeſtanden, und dies iſt ein unläugbarer Sieg des 
Einheitsgedankens. 

Inwieferne das conſtitutionelle Leben auf dieſem Gebiete in der 
That zur Wahrheit werden ſollte, das hing in erſter Linie von der 
Zuſa mmenſetzung der Körperſchaften ab, denen die neue Aufgabe anver- 
traut war. 

Der parlamentariſche Charakter der Delegationen iſt vielſach an— 
gegriffen worden. Daß eine jede Delegation nur aus 60 Mitgliedern 
beſteht, von denen 20 aus dem Oberhauſe, 40 aus dem Unterhauſe 
ſtammen, das gilt ebenſo ſehr als Negation des Weſens eines Voll⸗ 
parlaments als der Abgang einer directen Volkswahl. Auch der Um— 
ſtand, daß in den Delegationen das Einkammerſyſtem zur Verwirk⸗ 
lichung gelangte, hat mit der Inſtitution nicht zu verſöhnen vermocht. 
Die neue Inſtitution hat ſich indeß durch nahezu zwei Jahrzehnte unver⸗ 
ändert behauptet, während in den beiden Legislativen, auf denen ſie 
ſich aufbaut, einſchneidende Aenderungen vorgenommen wurden, es muß 
ſomit mit derſelben als mit einem feſtgewurzelten Factor des öſter⸗ 
reichiſchen Verfaſſungslebens gerechnet werden. Wenn das Inſtitut der 
Delegationen in Frage kommen ſollte, dann wird es auch weniger der 
durch zweiſeitigen Willensact geſchaffene Competenzkreis derſelben ſein, 
als die einſeitig normirte Zuſammenſetzung der Delegationen, und von 
dieſer haben wir nun noch kurz zu ſprechen. 

In Oeſterreich iſt man in der Zuſammenſetzung der Delegationen, 
ſo weit das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes in Frage kommt, den 
Weg der Halbheit gewandelt. Den dualiſtiſchen Gedanken in ſeine Con⸗ 
ſequenzen zu verfolgen, die Delegation durch einheitliche Wahl aus dem 
Reichsrathe zu ſchaffen, hatte man nicht den Willen oder nicht die 
Kraft. Aber ebenſo wenig konnte man ſich zu dem Anerkenntniſſe auf- 
ſchwingen, daß der öſterreichiſche Ländercomplex kein geſchloſſenes Ganze, 
ſondern nur eine Vielheit von Ländern ſein, und daß die Beſchickung 


der Delegationen den Landtagen gebühre. 
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Wollte man die Einheit des eisleithaniſchen Staatsweſens wahren, Grundcomplexe aus der Gemeindejagd von Tr. während der Dauer 


dann mußte die Analogie Ungarns eine zwingende ſein und der 


Reichsrath als Ganzes die Delegirten aus ſich heraus entſenden. Es 
konnte dann wohl noch jenes Beiſpiel befolgt werden, welches in der 


Curien- und Gruppenwahl der Landtage bei der Reichsrathsbeſchickung 
vorlag, aber die Wahl mußte von einem Wahlcollegium vorgenommen 
werden, das Reſultat des Willensactes eines Ganzen ſein. 

Wollte man aber in der höchſten Union des Reiches auch die 
Länderindividualitäten vollkommen zur Geltung bringen, dann mußte 
gleich wie bei dem weiteren Reichsrathe auch bei den Delegationen die 
Wahl aus den Landtagen erfolgen. 

Statt deſſen hat die Geſetzgebung von 1867 den unglücklichen 
Mittelweg eingeſchlagen, die Delegirten des Abgeordnetenhauſes von den 
Abgeordneten jedes einzelnen Landes wählen zu laſſen und damit für 
die kleineren und kleinſten Länder wenigſtens, die damals nur zwei 
oder wenig mehr Abgeordnete beſaßen, die Wahl geradezu zur Carri— 
catur gemacht. Hierin, in der Verkrüppelung der Wahl, liegt der 
Krebsſchaden der Delegation, nicht darin, daß die verſchiedenen Elemente 
Cisleithaniens zur Vertretung gelangen. Wenn Cisleithanien aus dis— 
paraten Elementen beſteht, dann ſoll dieſen auch in der Delegation 
ihre Vertretung werden, aber ſie ſoll ihnen werden durch eine von 
politiſchen Geſichtspunkten geleitete, durch perſönliche Momente nicht 
geradezu erdrückten Wahl. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage des Erlöſchens eines gepachteten Gemeindejagdrechtes 
bezüglich jener zum Gemeindejagdgebiete gehörigen Grundparcellen, 
welche noch während des Beſtandes des r eee Theile 
eines Eigenjagdgebietes geworden find. — Es widerſpricht der auf 
Erhaltung einer gewiſſen Stabilität der jagdlichen Verhältniſſe 
abzielenden Tendenz der beſtehenden Jagdgeſetzgebung, daß ſich 
der Pächter einer Gemeindejagd im Falle des Eintrittes oder der 
ſpäteren Geltendmachung der Bedingungen des § 5 des Jagd: 
patentes vom 7, März 1849, N. G. Bl. Nr. 15%, eine entſprechende 

Beſchränkung ſeines Jagdrechtes gefallen laſſen müſſe. 

Der Großgrundbeſitzer Otto M. Edler v. M. erhielt über ſein 
Einſchreiten von Seite der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu L. mit der 
Entſcheidung vom 30. April 1885, 3. 3745, das Eigenjagdrecht auf 
den mit ſeinem bisherigen Eigenjagdcomplexe zuſammenhängenden Grund— 
ſtücken zugeſprochen, welche er im Wege des Kaufes noch zu dem erſteren 
hinzuerworben hatte; die Ausübung dieſes Jagdrechtes wurde in dem 
betreffenden Erkenntniſſe lediglich von dem Eintritte der Rechtskraft des 
letzteren abhängig gemacht. Gegen dieſe Entſcheidung beſchwerte ſich 
Georg R. in W., der Pächter der Gemeindejagd in Tr., mittelſt Recurs 
bei der Oberbehörde. Mit Entſcheidung vom 15. Juni 1885, 3. 9660, 
änderte nun die k. k. ſteiermärkiſche Statthalterei das 
liche Erkenntniß ab, indem ſie erkannte, wie ſolgt: „Otto M. Edler 
v. M. iſt zwar berechtigt, von dem ihm gemäß $ 5 des kaiſ. Patentes 
vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, auf dem neu angekauften, 
mit feinem Eigenjagdcomplexe in F. im Zuſammenhange ſtehenden 
Grundparcellen, nämlich a) Nr. 333, 334, 336, 339 der ſogenannten 
Vogelhube im Geſammtausmaße von 12 Joch 387 AKlafter und 
) Nr. 372, 373, 374, 376 der ſogenannten Zaßelhube im Geſammt⸗ 
ausmaße von 30 Joch 55 (Rlafter zuſtehenden Eigenjagdrechte 
Gebrauch zu machen, jedoch erſt dann, wenn er dem Georg R. in W., 
als dem Pächter der Gemeindejagd zu Tr., den von ihm mit der Gemeinde 
Tr. abgeſchloſſenen Jagdvertrag, ſoweit derſelbe die letzterwähnten, erſt 
angefauften Grundcomplexe betrifft, gehörig gekündigt haben wird. Da- 
gegen ſei der Pächter der Gemeindejagd in Tr., genannter Georg R., 
verpflichtet, im Falle einer ſolchen rechtzeitigen Kündigung nach Ablauf 
des Pachtjahres, für welches die Kündigung erfolgte, dem Otto M. 
Edlen v. M. in der Ausübung der Jagd auf den dem letzteren gehörigen, 
das oben erwähnte Jagdgebiet bildenden Grundſtücken zu weichen.“ 
Dieſe Entſcheidung ſtützte ſich auf den citirten § 5 des kaiſ. Patentes 
vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, und die SS 1113—1116 
und den $ 1120 a. b. G. B. 

Ueber den eingebrachten Miniſterialrecurs hob nun das k. k. 
Ackerbauminiſterium unterm 11. November 1885, Z. 10.573, dieſe 
beiden Entſcheidungen der unteren Juſtanzen auf und ſprach aus, „daß 
eine Ausſcheidung der bezeichneten, dem Otto M. Edlen v. M. gehörigen 


erſtrichter- 


des laufenden Pachtvertrages nicht ſtattzufinden habe“. Die Gründe 
dieſer Sentenz waren folgende: 

„Bei der am 16. Juni 1884 vorgenommenen lieitatoriſchen 
Verpachtung der Jagdbarkeit der Gemeinde Tr. hat Georg R. 
dieſe Jagdbarkeit auf die Dauer von 10 Jahren erſtanden, und es 
wurde derſelbe mit dem Erkenntniſſe der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft zu L. von 12. Juni 1884, 8. 53 18, in feiner Eigenſchaft als 
Jagdpächter beſtätigt. Da in dieſem unter behördlicher Mitwirkung 
zu Stande gekommenen Pachtvertrage ein Vorbehalt wegen Ausſcheidung 
einzelner Theile des Gemeindegebietes aus dem bisherigen Jagdcomplexe 
nicht gemacht wurde, hat der Genannte das Recht erworben, daß er 
auch im ungeſchmälerten Beſitze des Pachtobjectes während der ganzen 
Pachtperiode erhalten bleibe. Die entgegengeſetzte, auf Beſtimmungen 
des Privatrechtes ſich ſtützende Anſchauung, welche den behobenen Er— 
kenntniſſen zu Grunde liegt, nach welcher ſich der Jagdpächter im Falle 
des Eintrittes oder der ſpäteren Geltendmachung der Bedingungen des 
§ 5 des Jagdpatentes vom 7. März 1849, R. G. B. Nr. 154, eine 
entſprechende Beſchränkung ſeines Jagdrechtes gefallen laſſen müßte, 
kann als der Tendenz der beſtehenden Jagdgeſetzgebung widerſtreitend 
nicht als berechtigt angeſehen werden. Die Tendenz dieſer Geſetzgebung 
geht, wie jede einzelne der in Geltung ſtehenden Beſtimmungen zeigt, 
dahin, alle Bedingungen für eine wirthſchaftliche und rationelle Jagd— 
ausübung zu ſchaffen. Zu dieſen zählt aber ohne Zweifel in erſter 
Linie die Stabilität der jagdlichen Verhältuiſſe, mit deren Entfall für 
den Jagdpächter der hauptſächlichſte Antrieb für eine geregelte Jagd— 
ausübung wegfällt. Bei dem Umſtande nun, als die Frage, ob dem 
Beſitzer eines zuſammenhängenden Grundeomplexes von 115 Hektar das 
Recht, die Jagd auf dieſem Grundcomplexe und etwa zu demſelben neu 
hinzukommenden Grundſtücken ohne Rückſicht auch zu Recht beſtehende 
Pachtverträge nach Erwerbung des bezeichneten Grundflächenmaßes, 
beziehungsweiſe Geltendmachung des Vorzugsrechtes nach $ 5 J. c. joe 
fort zuzuſprechen, oder ob hiefür der Ablauf jener Verträge abzuwarten 
ſei, in den die Ausübung der Jagd regelnden Vorſchriften nicht 
beſtimmt entſchieden iſt, muß bei Anwendung des Geſetzes auf deſſen 
klar liegende Abſicht entſcheidende Rückſicht genommen werden. Mit 
dieſer Abſicht der geltenden Beſtimmungen iſt aber eine Judicatur nicht 
in Einklang zu bringen, durch welche das Jagdgebiet und der Inhalt 


des gepachteten Jagdrechtes der Möglichkeit beſtändiger Veränderungen 


ausgeſetzt wäre”. *ı r Dreier 
Geſetze und Berordnungen. 
1885. I. Semeſter. 
Landes-Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 


Oeſterreich unter der Enns. 


III. Stück. Ausgeg, am 31. Jänner. — 8. Geſetz vom 2. Jänner 1885, 
womit der Bezirksſtraßenausſchuß von Ybbs in Niederöſterreich zur Einhebung 
einer Brückenmauth auf die Dauer von zehn Jahren ermächtigt wird. — 
9. Geſetz von: 2. Jänner 1885, mittelſt welchem die Zeitdauer der Beſtimmung 
für die Beſtreitung der Herftellungs- und Erhaltungskoſten in der Leithaſtrecke 
von Trautmannsdorf abwärts erweitert wird. — 10. Geſetz vom 4. Jänner 
1885, womit der Gemeinde Gaming die Einhebung einer Wegmauth auf der 
Danzer⸗Straße bewilligt wird. — 11. Geſetz vom 12. Jänner 1885, womit der 


Stadtgemeinde Krems in Niederöſterreich die Einhebung einer Pflaſtermauth auf 


weitere zehn Jahre bewilligt wird. — 12. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 14. Jänner 1885, Z. 1635, 
betreffend die der Gemeinde Sieding im politiſchen Bezirke Neunkirchen erkheilte 
Bewilligung zur Einhebung einer 249percentigen Umlage auf die directen landes⸗ 


Man vergleiche über die in dieſem Falle behandelte principielle Frage 
den von uns im Jahrgang 1883, Nr. 17, veröffentlichten Aufſatz von C. Peyrer 
Ritter von Heimſtätt: „Wird der Pachtvertrag über eine Gemeindejagd rückſicht⸗ 
lich jener in das Pachtobject einbezogenen Grundſtücke, welche während der Pacht⸗ 
periode Beſtandtheile eines Eigenjagdgebietes werden, ungiltig?“ — und den 
in Budwinsky's Sammlung, Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, 
VIII. Jahrg. 1884, S. 316, mitgetheilten Rechtsfall Nr. 2157 (Entſch. des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes vom 6. Juni 1884, Z. 1000), deſſen Publication den Rechts⸗ 
ſatz aushebt: „Durch die Ausſcheidung von Grundſtücken aus dem Verbande einer 
Gemeinde erlöſchen betreff der Jagdausübung nicht von ſelbſt auch jene Rechts⸗ 
verhältniſſe, welche wenn auch im Zuſammenhange mit der früheren Gemeinde⸗ 
zugehörigkeit jener Grundſtücke doch durch ſelbſtſtändige Rechtshandlungen ge⸗ 
ſchaffen und wodurch Rechte dritter Perſonen begründet wurden.“ 


fürſtlichen Steuern der nach Sieding eingefchulten Theile für das Jahr 1884. 
— 13. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns vom 16. Jauner 1885, 3. 1979, betreffend die Bewilligung zur 
Trennung der Kataſtralgemeinde Groß⸗Radiſchen von der Ortsgemeinde Eisgarn 
im politiſchen Bezirke Waidhofen an der Thaya und zur Conſtituirung der- 
ſelben als ſelbſtſtändige Ortsgemeinde. — 14. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 18. Jänner 1885, 
3. 2268, betreffend die der Gemeinde Merkenbrechts im politiſchen Bezirke 
Zwettl ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer 100 Percent der directen 
Steuern überſteigenden Umlage im Orte Neunzehn für das Jahr 1884. — 
15. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns vom 21. Jänner 1885, 3. 3097, betreffend die der Gemeinde 
Ottakring ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Auflage anf die Häuſer 
und Bauſtellen des ehemaligen Exereirplatzes in Ottakring behufs theilweiſer 
Bedeckung des von ihr zur Alsbacheinwölbung geleiſteten Beitrages. 

IV. Stück. Ausgeg. am 7. Februar. — 16. Kundmachung des nieder⸗ 
öſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 8. Jänner 1885, Z. 486, betreffend die 
Landes⸗ und Grundentlaſtungsfondszuſchläge für das Jahr 1885. — 17. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns 
vom 24. Jänner 1885, 3. 3820, betreffend die der Gemeinde Thomasberg im 
politiſchen Bezirke Neunkirchen ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer 
113percentigen Umlage auf die directen Steuern der nach Lichtenegg eingeſchulten 
Ortstheile für das Jahr 1884. 

V. Stück. Ausgeg. am 10. Februar. — 18. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 1. Februar 1885, 
2. 3379, betreffend die Aushebung der Recruten-, Erſatzreſerve- und Laudwehr⸗ 
contingente für die regelmäßige Stellung im Jahre 1885. 

VI. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. 19. Geſetz vom 27. Jänner 
1885, wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns, betreffend die 
Feſtſtellung einer Concurrenz zur Herſtellung und Erhaltung der Regulirungs— 
arbeiten an dem Zaya-Bache. — 20. Kundmachung des k. k. Statthalters im 
Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 26. Jänner 1885, 3. 57.789 
ex 1884, betreffend die Beſtellung eines Dampfkeſſelprüfungs-Commiſſärs und 
eines erſten und zweiten Stellvertreters für die politiſchen Amtsbezirke Sechs⸗ 
hans, Hernals und Bruck an der Leitha mit Ausnahme der im Wiener Polizei⸗ 
rayon liegenden Orte, ferner eines erſten Stellvertreters des für die politiſchen 
Amtsbezirke Wiener⸗Neuſtadt, Neunkirchen und Baden beſtellten Dampfkeſſel⸗ 
prüfungs⸗Commiſſärs. 21. Kundmachung des k. k Statthalters im Erz 
herzogthume Oeſterreich unter der Enus vom 7. Februar 1885, 3. 5953, 
betreffend die der Gemeinde Breitenſtein ertheilte Bewilligung zur Einhebung 
einer 186percentigen Umlage auf die directen landesfürſtlichen Steuern der nach 
Klamm eingeſchulten Ortstheile für das Jahr 1884. 22. Kundmachung des 
k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 11. Februar 
1885, 3. 5170, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegsgebühren in deu öffent— 
lichen Krankenanſtalten Steiermarks. — 23. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 17. Februar 1885, Z. 7719 
betreffend die den Gemeinden Waldamt mit Stockgrund, Texing, Kollmitzgraben, 
Blindenmarkt und Nonndorf für das Jahr 1884, der Gemeinde Kollmitzgraben 
auch für die Jahre 1883 und 1885 ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 
100 Percent der directen Steuern überſteigenden Umlagen. 

VII. Stück. Ausgeg. am 7. März. — 24. Geſetz vom 1. Februar 1885, 
betreffend die Errichtung eines Landesarmenverbandes. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 13. März. 25. Geſetz vom 27. Jänner 
1885, wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns, betreffend 
die Feſtſtellung einer Concurrenz zur Herſtellung und Erhaltung der Regulirungs⸗ 
arbeiten an dem Donaugraben. — 26. Kundmachung des k. k. Statthalters im 
Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 24. Februar 1885, Z. 9037, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung von Todtenbeſchaugebühren in 
36 Gemeinden. 

IX. Stück. Ausgeg. am 24. März. — 27. Geſetz vom 17. Jänner 1885, 
wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns, betreffend die Ver⸗ 
wendung von Privathengſten zum Beſchälen. - - 28. Verordnung des k. k. Statt- 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 26. Februar 1885, 
Z. 7621, womit im Grunde der mit dem Erlaſſe des hohen k. k. Ackerbau⸗ 
miniſteriums vom 5. Februar 1885, Z. 864, im Einvernehmen mit dem hohen 
k. k. Miniſterium des Innern ertheilten Ermächtigung eine Durchführungsver⸗ 
ordnung zu dem Landesgeſetze vom 17. Jänner 1885, L. G. Bl. Nr. 27, 
betreffend die Verwendung von Privatheugſten zum Beſchälen erlaſſen wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 8. April. — 29. Geſetz vom 3. März 1885 
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betreffend einige Abänderungen des Geſetzes über die Schonzeit des Wildes vom 
19. Februar 1873 (L. G. Bl. Nr. 31) und des Geſetzes vom 11. Februar 
1882 L. G. Bl. Nr. 36), wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der 
Enns. — 30. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſter— 
reich unter der Enns vom 7. März 1885, Z. 10.720, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung einer höheren Todtenbeſchaugebühr in den Gemeinden Puch und 
Schlaſten, ſowie einer erhöhten Umlage in der Gemeinde Schlatten. — 31. Kund— 
machung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns 
vom 16. März 1885, 3. 10.503, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Ver— 
pflegsgebühren in den öffentlichen Spitälern Dalmatiens und im Irrenhauſe in 
Sebenico für das Jahr 1885. — 32. Kundmachung des k. k. Statthalters im 
Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 24. März 1885, 3. 11.786, 
betreffend die Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühren in den galiziſchen öffent- 
lichen Krankenanſtalten. 

XI. Stück. Ansgeg. am Juni. — 33. Kundmachung des k k. Statt 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 17. April 1885, 
3. 18.471, betreffend den Reiſe- und Geſchäftsplan für die in Niederöſterreich 
alljährlich abzuhaltenden Controlscommiſſionen der dauernd Beurlaubten, 
Reſervemänner und Erſatzreſerviſten für das Jahr 1885 und die folgenden 
Jahre. 

XII. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. — 34. Kundmachung des k. k. Statt 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 20. April 1885, 
3. 19.307, betreffend die Erklärung des von der Stadtgemeinde Baden unter 
dem Namen „Rath'ſches Badner Krankenhaus“ errichteten Spitals als eine 
allgemeine öffentliche Krankenanſtalt. — 35. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 3. Juni 1885, Z. 26.717, 
betreffend die Ausgabe und den Koſteupreis der neu eingeführten Arbeitsbücher 
jür das gewerbliche Hilfsperſonale. 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Karl Fidler anläßlich deſſen Penſionirung das Commandeurkreuz 
des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofrath der Statthalterei in Graz Dr. Arthur 
Grafen Enzenberg zum Sectionschef im Miniſterium für Cultus und Unter 
richt ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Leopold Guſchl und Vincenz 
Michelfeit zu Ober⸗Finanzräthen der niederöſterreichiſchen Finanz-Laudes⸗ 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath und Finanz-Bezirksdirector Joſeph 
Goſetti zum Ober⸗Finanzrathe der Finanz⸗Laudesdirection in Zara ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Poſträthen der Poſt- und Telegraphendirection 
für Oeſterreich unter der Enus Joſeph Kratoch wil und Johann Biſchof 
das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial-Viceſecretär Dr. Ernft von Körber 
eine Miniſterial⸗Secretärsſtelle im Handelsminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Concipiſten der Landesregierung in Salzburg 
Dr. Karl Weber die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der k. und k. Miſſion in Cetinje in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Titular⸗Statthaltereiſecretär Johaun Karabaie das Ritter— 
kreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Vicedirector des öſterreichiſchen Muſeums für 
Kunſt und Induſtrie in Wien Regierungsrath Jakob Ritter von Falke zum 
Director und den Cuſtos dieſer Anſtalt Regierungsrath Adalbert Bruno Bucher 
zum Vicedirector desſelben Muſeums ernannt und dem Erftgenannten taxfrei den 
Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in 


Lemberg ernannt: den Finanzſecretär Peter Luczkiewiez und den mit Titel 


und Charakter eines Finanzrathes bekleideten Steuer⸗Oberinſpector Joſeph Götz, 
dann die Finanz⸗Obercommiſſäre Emil Koſſak und Franz Miszkiewiez und 
den Finanzſecretär Johann Kaͤsprzyszak zu Finanzräthen; die Steuer⸗ 
Oberinſpectoren Joſeph Kedzierski und Sabin Lachowiez und den Finanz- 
Obercommiſſär Karl Fritz zu Fmanzſecretären; den Steuer⸗Oberiuſpector Romau 
Ritter von Jablonowski, dann die Finanzeonumiffäre Anton Waniek, Hein⸗ 
rich Ruziezka, Julian Pas lowski, Franz Leopold Majewski und Julian 
Neſtorowiez zu Finanz⸗Obercommiſſären. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtaſſiſtenten Ferdinand Wenedikter 
zum Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 


Erledigungen. 

Verwaltersſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern Wiens in der 
neunten, eventuell eine Controlorsſtelle, dann eine Officialsſtelle in der zehnten, 
oder eine Afſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. 
Nr. 276.) 


Rpiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 35 der Erkenntniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verautwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


